
Beschluss über den Entwurf und die Durchführung der Beteiligung gemäß § 13 a (2) i.V.m. 

§ 3 (2) BauGB und Beteiligung gemäß § 13 a (2) i.V.m. § 4 (2) BauGB 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 12 Prümer Wall/Himmeroder Wall“ 4. Änderung wird 

in der zur Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung: Umwelt, Planung und Verkehr am 22.11.2016 

vorgelegten Fassung beschlossen und die vorliegende Begründung einschließlich Anlage gebilligt. 

Das Plangebiet befindet sich im Zentrum der Rheinbacher Innenstadt, Gemarkung Rheinbach, Flure 16 

und 30, südlich der Polligsstraße (Flst. Nr. 143) und nördlich des öffentlichen Parkplatzes Himmeroder 

Wall (Flst Nr. 182). Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird dabei aus dem Gebäudeensemble 

des Kultur- und Bürgerzentrums Himmeroder Hof (Flst. Nr. 140 - 142) einschließlich aller Nutzungen 

sowie aus den südlich des Gebäudeensembles vorgelagerten Freiflächen (Flst. Nr. 19 und 20) gebildet. 

Der Planbereich wird im Westen durch die angrenzende Bestandsbebauung (Flst. Nr. 144) und den hier 

südlich vorgelagerten Freiflächen (Flst. Nr. 18) begrenzt. Im Osten wird der Planbereich durch die 

angrenzende Bestandsbebauung (Flst. Nr. 139) sowie den hier ebenfalls südlich vorgelagerten 

Freiflächen (Flst. Nr. 21) begrenzt. Das Plangebiet weist eine Fläche von 0,18 ha auf.  

Der Geltungsbereich ist in dem der Verwaltungsvorlage beigefügtem Übersichtsplan dargestellt. Der 

Planentwurf besteht aus textlichen und zeichnerischen Festsetzungen. Eine Begründung ist beigefügt.  

 

Der Entwurf des Bebauungsplanes sowie die Begründung einschließlich Anlage (Artenschutzrechtlicher 

Fachbeitrag des Büros HKR Stephan Müller Landschaftsarchitekten, Stand 11. Juli 2016) sind für die 

Dauer eines Monats gemäß § 13 a (2) i.V.m. § 13 (2) Ziff. 2 und § 3 (2) BauGB zur allgemeinen 

Information der Öffentlichkeit öffentlich auszulegen. Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen 

liegen zur Auslegung nicht vor. Ort und Dauer der Auslegung sind eine Woche vorher ortsüblich bekannt 

zu machen mit dem Hinweis darauf, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist vorgebracht 

werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 

den Bebauungsplan gemäß § 4 a Abs. 6 Baugesetzbuch unberücksichtigt bleiben können. Ebenfalls ist 

in die Bekanntmachung ein Hinweis auf § 47 Verwaltungsgerichtsordnung aufzunehmen und es ist 

darauf hinzuweisen, dass gemäß § 13 (3) BauGB von der Umweltprüfung, dem Umweltbericht und von 

Angaben über die Verfügbarkeit umweltbezogener Informationen sowie von der zusammenfassenden 

Erklärung abgesehen wird. § 4 c ist ebenfalls nicht anzuwenden.  

Die öffentliche Auslegung wird gemäß § 4 a Abs. 2 Baugesetzbuch gleichzeitig mit der Einholung der 

Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden nach § 13 

a (2)  i.V.m. § 13 (2) Ziff. 3 und  § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 

Während der Beteiligungsfrist werden die ausgelegten Unterlagen und die öffentliche Bekanntmachung 

auch auf der Internetseite der Stadt Rheinbach unter www.rheinbach.de zum Download bereitgestellt.  

 
 


